
Zahlungsbedingungen
als zentrale Vereinbarung
in Auslandsgeschäften
Teil 1: Grundfragen zum Einsatz von Zahlungsbedingungen

Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff,
Ahlers & Vogel Rechtsanwälte PartG mbB, Bremen

Im Auslandsgeschäft stellt sich oft die Frage, welche Vor- und Nach-
teile individuell vereinbarte Zahlungsbedingungen und/oder der
Einsatz von dokumentär unterlegten Formen der Zahlungsverkehrs-
abwicklung mit sich bringen. In einer Folge von AW-Prax-Beiträgen

zur Aus- und Weiterbildung werden wichtige grundsätzliche Rechtsfragen zum Einsatz
von Zahlungsbedingungen erörtert, die im Im- und Exportgeschäft eingesetzt werden
können. Begonnen wird mit dem vorliegenden Beitrag, der einen ersten Gesamtüber-
blick über die Verwendung von Zahlungsbedingungen im Auslandsgeschäft gibt.
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Einführung

Zahlungsbedingungen eines Außenhan-
delsvertrags können Schwierigkeiten be-
reiten. Das beginnt schon mit der Fest-
stellung, dass eine „Zahlungsbedingung“
eigentlich kein zwingender Klausel-Be-
standteil eines Kaufvertrages ist. Dies er-
gibt sich zum einen aus dem Grundsatz
der Vertragsfreiheit/Parteiautonomie, wo-
nach die Geschäftspartner in der Ausge-
staltung ihres rechtswirksamen und ver-
bindlichen (Kauf-)Vertrages freie Hand
haben, solange sie die Mindestbestand-
teile eines Kaufvertrages (Festlegung
der Vertragsparteien, des Vertragsgegen-
stands und des Vertragspreises) nur ir-
gendwie geregelt haben. Hierfür bedarf
es im Regelfall noch nicht einmal einer
besonderen Form, so dass der Kaufver-
trag auch mündlich, telefonisch, elektro-
nisch usw. abgeschlossen werden kann.

Fehlt eine Zahlungsbedingung, weil sie
weder vereinbart wurde und sich auch
sonst nicht aus den Umständen des Ge-
schäfts ergibt, gilt der Grundsatz, der
sich im deutschen Recht auch aus § 271
Abs. 1 BGB entnehmen lässt: „Ist eine

Zeit für die Leistung weder bestimmt
noch aus den Umständen zu entnehmen,
so kann der Gläubiger die Leistung so-
fort verlangen, der Schuldner sie sofort
bewirken.“ Das heißt in der Konsequenz:
Ohne Vereinbarung einer Zahlungsbedin-
gung erfolgt der Leistungsaustausch zur
selben Zeit (Ware gegen Geld).

Die Vereinbarung einer Zahlungsbedin-
gung ist daher immer dann sinnvoll, wenn

• die Bezahlung einer Warenlieferung
nach bestimmten Bedingungen erfol-
gen soll,

• also beispielsweise als Vorkasse vor
der Warenlieferung,

• oder aber erst nach Lieferung (mit
Zahlungsziel),

• in bestimmter Abwicklungsform (ein-
fache Zahlung)

• oder mittels Bankabwicklung im so
genannten „dokumentären Zahlungs-
verkehr“,

• in einer bestimmten Währung

• und/oder an einem bestimmten Zah-
lungsort usw.
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Zahlungsbedingungen legen also fest,
unter welchen Voraussetzungen und Um-
ständen der Kaufpreis zu entrichten ist.
Dies ist auch der Ansatzpunkt für eine
Mitwirkung von Kreditinstituten, die ent-
weder beim

• einfachen Transfer der Zahlung,
• bei der Konvertierung von Fremdwäh-

rung im sogenannten Devisenhandel,
als Kassa- oder Termingeschäft,

• im Inkasso von (Fremd-)Währungs-
beträgen

• und im sogenannten Dokumenten-
geschäft

eingeschaltet werden können und durch
entsprechende Dienstleistungen in der
Abwicklung des Auslandsgeschäfts mit-
wirken.

Weiterer Bestandteil von Zahlungsbedin-
gungen kann die Vereinbarung eines
Zahlungsortes sein; auch die Frage, ob
Aufrechnungs- und Zurückbehaltungs-
rechte vertraglich ausgeschlossen wer-
den können, lässt sich mit der Zahlungs-
bedingung vertraglich regeln.

Verhandlungsposition der
Vertragspartner

Wie es auch bei Vereinbarung von Lie-
ferbedingungen der Fall ist, entscheidet
auch bei den Zahlungsvereinbarungen
(neben eventuell vorhandenen verpflich-
tenden rechtlichen Vorgaben des Absen-
de-/Empfangslandes) vor allem die Ver-
handlungs- und Marktposition der Ver-
tragspartner über die schließlich verein-
barte Klausel:

• Dem Importeur ist daran gelegen, die
Zahlung möglichst lange hinausschie-
ben zu können, um möglichst kein Ka-
pital binden oder eine kostspielige Fi-
nanzierung in Anspruch nehmen zu
müssen. Außerdem kommt es ihm da-
rauf an, erst dann zahlen zu müssen,
wenn er die Ware sicher angeliefert
weiß und die Kaufsache auf Qualitäts-
mängel hin untersucht werden konnte.

• Der Exporteur dagegen benötigt eine
frühzeitige Bezahlung der Lieferung,
um seinerseits keine Vorfinanzierung
beanspruchen zu müssen, die Aktiv-
seite der Bilanz entlasten zu können
und – bei sofortiger Zahlung – nicht
eventuell uneintreibbare Außenstän-
de befürchten zu müssen.

• Hinzu kommt das beiderseitige Siche-
rungsbedürfnis der Vertragspartner,

nach dem vermieden werden soll,
dass eine Partei gleichzeitig über
Ware und Geld verfügen kann.

Nicht-dokumentäre Zahlungs-
klauseln

Die für den Exporteur günstigste Zah-
lungsvereinbarung ist die der „Voraus-
zahlung der Ware“ (Vorkasse), da er
hier die Bezahlung der Ware schon vor
der Lieferung beanspruchen kann; für
den Importeur bedeutet diese Zahlungs-
bedingung allerdings eine Belastung, da
er schon vorleisten muss, ehe der Expor-
teur seinerseits eine Leistung erbringt.

Häufiger ist es dagegen, die „Anzahlung“
der Ware zu vereinbaren, wobei die Höhe
der Anzahlung je nach Vertrag variieren
kann. Zur Sicherung des Importeurs, der
eine Zahlung erbringt, ohne bisher Ware
erhalten zu haben, kann eine sogenannte
Anzahlungsgarantie gestellt werden, die
von Seiten der Bank des Zahlungsemp-
fängers die Rückzahlung des angezahlten
Geldes sichert, sofern der Exporteur den
Vertrag nicht erfüllt und auch die Anzah-
lung nicht mehr zurückzahlen kann.

Ein vorheriges Recht auf Untersuchung
der Ware und gegebenenfalls auf Zah-
lungsverweigerung hat der Käufer da-
gegen bei der vereinbarten Zahlungs-
bedingung „Zahlung netto Kasse“ bzw.
„Zahlung gegen offene Rechnung“. Hier
ist der Käufer zur Begleichung der Kauf-
summe erst innerhalb kurzer Frist nach
Rechnungs- undWarenempfang verpflich-
tet, kann also bei etwaigen Mängeln die
oben bereits beschriebenen Gewährleis-
tungsrechte geltend machen und gegebe-
nenfalls den Kaufpreis mindern, die Ware
zurücksenden und den Vertrag wandeln.

Eine für den Käufer günstige – für den
Exporteur dagegen ungünstige – Zah-
lungsvereinbarung ist das „offene Zah-
lungsziel“. Eine solche Vereinbarung,
nach der der Käufer erst nach Tagen,
Wochen oder sogar Monaten den Kauf-
preis entrichten muss, spricht eindeutig
für eine überlegene Marktposition des
Käufers. Er kann es sich erlauben, letzt-
lich zu Lasten des Verkäufers Waren ab-
zunehmen und sie möglicherweise sofort
weiterzuverkaufen, ohne dass er seiner-
seits schon den Kaufpreis bezahlt hat.
Dem Käufer wird damit ein zinsloser
Kredit durch den Verkäufer eingeräumt;
ein Risiko der Nichtbezahlung lässt sich
– was sich bei höheren Kaufsummen
lohnt – durch eine von der Bank des

Käufers zu stellende Zahlungsgarantie
mindern (sofern der Käufer sich auf die-
se Bedingung überhaupt einlässt). Das
Zahlungsziel spielt in der deutschen Ex-
portwirtschaft eine übergeordnete Rolle,
da sich vielfachWaren leichter verkaufen
lassen, wenn der Verkäufer dem Käufer
einen bestimmten Zeitraum für die Be-
gleichung der Kaufpreisforderung ein-
räumt. Statistischen Erhebungen zufolge
gilt dies insbesondere für die deutschen
Liefergeschäfte im Europäischen Bin-
nenmarkt, die fast zwei Drittel aller deut-
schen Exporte ausmachen und sehr häu-
fig mit Zahlungszielen (von meist 1 bis
3 Monaten Laufzeit) unterlegt werden.
Was dies für die Problematik der Forde-
rungssicherung des Lieferanten (und
auch für seine Liquidität/Forderungsabsi-
cherung usw.) bedeutet, ist bereits viel-
fach in AW-Prax-Beiträgen dargestellt
worden.

Zahlungsbedingungen

Keine Verein-
barung

Wenn der Kaufvertrag
keine Vereinbarung
enthält, erfolgt der Leis-
tungsaustausch Zug um
Zug (Ware gegen Geld).

Einfache
Bedingung

Vorkasse
Zahlungsziel

Dokumentäre
Bedingung

Dokumenteninkasso
Dokumentenakkreditiv

Abhängigkeit
der Zahlungs-
bedingung

Eventuell vorhandene
Vorschriften des Absen-
de-/Empfangslandes
Verhandlungsposition der
Vertragsparteien

Dokumentäre Zahlungsklauseln

Wird von den Vertragsparteien eine doku-
mentäre Zahlungsbedingung vereinbart,
dann muss in jedem Fall ein Kreditinstitut
eingeschaltet werden, das mit der Ab-
wicklung der Kaufpreiszahlung, die nur
bei Vorlage und nach Prüfung von Wa-
rendokumenten erfolgen darf, befasst ist.
Wird nur ein Kreditinstitut eingeschaltet,
ist dies in der Regel die Bank des Impor-
teurs, die gegen Vorlage der im Kaufver-
trag vereinbarten Exportdokumente zu-
lasten des Kontos des Importeurs die
Zahlung ausführt (Inkasso) oder – falls
ein Dokumentenakkreditiv vereinbart
wurde – dem Exporteur gegenüber ein
abstraktes Zahlungsversprechen abgibt
und dieses einlöst, wenn die vereinbarten
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Exportdokumente inhaltlich fehlerfrei
(„akkreditivgerecht“) präsentiert werden.

In der Außenhandelspraxis werden über-
wiegend zwei Banken tätig, da zur Ver-
einfachung der Abwicklung auch die
Bank des Exporteurs in die Dienstleis-
tung der Weiterleitung von Dokumenten
und Zahlungen eingeschaltet wird.

Die Praxis unterscheidet zwei Möglich-
keiten im sogenannten „Dokumenten-
geschäft“: zum einen die Vereinbarung,
dass der Importeur durch seine Bank ein
Dokumentenakkreditiv eröffnen lässt,
zum anderen die Abwicklung in Form
eines Dokumenteninkassos.

Dokumentenakkreditiv
Die Zahlungsvereinbarung „Dokumente
gegen Akkreditiv“ findet sich typischer-
weise immer dann in Außenhandelsver-
trägen, wenn Ex- und Importeur noch
keine vertrauensvolle Geschäftsverbin-
dung miteinander aufbauen konnten oder
wenn die Länderbestimmungen von Aus-
oder Einfuhrland grundsätzlich Liefer-
geschäfte nur auf der Basis von Doku-
mentenakkreditiven ratsam erscheinen
lassen (z.B. bei Geschäften mit einigen
Staaten Osteuropas, der dritten Welt so-
wie sonstigen Staaten mit niedrigem
Länder-Rating).

Der Exporteur hat bei Vereinbarung des
Dokumentenakkreditivs die Sicherheit,
dass er bei Erfüllung der Akkreditivbe-
dingungen durch das eigenständige
(„abstrakte“) Zahlungsversprechen der
Bank des Importeurs kein Zahlungsaus-
fallrisiko mehr hat: die Ware wird bezahlt,
wenn die vom Exporteur eingereichten
Dokumente akkreditivgerecht sind. Für
den Importeur bedeutet diese Zahlungs-
bedingung, dass seine Bank die verein-
barte Zahlung ausführt, wenn ihr die im
Kaufvertrag vereinbarten Dokumente
„akkreditivgerecht“ (also in Anzahl,
Form und Inhalt fehlerfrei) präsentiert
werden.

Das Risiko für den Importeur wird hier
schon erkennbar: Geld fließt gegen Pa-
pier. Die Ware ist bis dahin noch nicht
beim Importeur und folglich auch noch
nicht auf Mangelfreiheit überprüfbar.

Dokumenteninkasso
Ein für die Vertragspartner zwar kosten-
günstigeres, dafür aber mit etwas mehr
Risiken behaftetes Verfahren stellt das
Dokumenteninkasso dar, das in den Ver-
fahrensformen „Kasse gegen Dokumen-

te“, „Dokumente gegen Akzept“ und ge-
legentlich auch „Dokumente gegen Er-
öffnung eines unwiderruflichen Zahlungs-
auftrags“ vorkommt.

Im Gegensatz zum Dokumentenakkredi-
tiv sind für den Exporteur beim Doku-
menteninkasso der Eingang der Zahlung
sowie die Abnahme der Ware durch den
Importeur nicht mehr sicher, da kein abs-
traktes Zahlungsversprechen der Bank
des Importeurs vorliegt. Die Verein-
barung des Dokumenteninkassos setzt
somit schon ein größeres Vertrauen des
Exporteurs in seinen ausländischen Ver-
tragspartner voraus, das nun allerdings
auch nicht so groß ist, dass man sich
gleich auf eine nicht-dokumentäre Zah-
lungsbedingung einigen könnte.

Beim Dokumenteninkasso erhält der Im-
porteur mit den über seine Bank vorgeleg-
ten Dokumenten nur den Nachweis, dass
die von ihm bestellte Ware unterwegs ist.
Ob die Ware aber auch in auftragsgemä-
ßem Zustand geliefert wird, kann er bei
Bezahlung der präsentierten Dokumente
noch nicht wissen. Es ist bei dieser Zah-
lungsvereinbarung gerade das Risiko des
Importeurs, dass er vorleistungspflichtig
ist, also die Ware vor Bezahlung weder
prüfen noch besichtigen darf.

Der Exporteur trägt beim Dokumenten-
inkasso das Risiko, dass der Importeur
die gelieferte Ware nicht abnimmt und
diese, z.B. bei leichtverderblichen Gü-
tern, für ihn wertlos wird. Beim Verfah-
ren „Dokumente gegen Akzept“ besteht
für ihn das Risiko, dass er neben Gewäh-
rung des Zahlungsziels (bis zum Verfall
des Wechsels) auch noch damit rechnen
muss, dass der Wechsel nicht bezahlt wird.
Wird schließlich das Verfahren „Doku-
mente gegen unwiderruflichen Zahlungs-
auftrag“ vereinbart, dann bestehen die
Probleme des sogenannten „Vertrages
zugunsten Dritter“, welcher in manchen
Rechtsordnungen nicht anerkannt wird,
so dass im Ergebnis eine klageweise
Durchsetzung eines Zahlungsanspruchs
scheitern kann.

Vereinbarung eines Zahlungs-
ortes

Die Vereinbarung eines Zahlungsortes
ist von Wichtigkeit, wenn nicht im Wege
des Dokumentenakkreditivs oder Doku-
menteninkassos ohnehin eine Abrede da-
rüber getroffen worden ist, welches Kre-
ditinstitut als Zahlstelle tätig wird und

damit eine weitere Vereinbarung eines
„Zahlungsortes“ überflüssig macht.
Ist bei einer Fremdwährungsforderung
ein Zahlungsort in Deutschland verein-
bart, darf die gemäß § 244 BGB zuguns-
ten des Schuldners bestehende Umrech-
nungsbefugnis nicht außer Acht gelassen
werden. Die Festlegung des Zahlungs-
ortes stellt sich aus der Sicht des zahlen-
den Käufers gleichzeitig als Festlegung
des Erfüllungsortes für die Zahlung dar.
Schließlich kann auch mangels ausdrück-
licher oder stillschweigender Rechts-
wahl die Benennung eines Zahlungsortes
als Indiz für die Festlegung des Schwer-
punktes des Vertragsverhältnisses ange-
sehen werden.
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